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Mr. 11245.) Geſetz, betreffend die Anlegung von Sparkaſſenbeſtänden in Inhaberpapieren. 
Vom 23. Dezember 1912. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
81. 


Die öffentlichen Sparkaſſen haben von ihrem verzinslich angelegten Ver⸗ 
mögen Mindeſtbeträge in mündelſicheren Schuldverſchreibungen auf den Inhaber 
anzulegen und zwar: a 

1. 15 vom Hundert, wenn ihr Einlagebeſtand 5 Millionen Mark nicht 
überſteigt und ſich ihre Grundſtücksbeleihungen und die Gewährung von 
Darlehen als Perſonalkredit nach der Satzung künftig auf den Stadt⸗ 
oder Landkreis, in dem der Garantiebezirk belegen ift, beſchränken ) 

2. 20 vom Hundert, wenn ihr Einlagebeſtand 10 Millionen Mark nicht 
überſteigt und ſich ihre Ausleihungen (Nr. 1) nach der Satzung künftig 
auf den Stadt⸗ oder Landkreis, in dem der Garantiebezirk belegen iſt, 
und die angrenzenden Kreiſe beſchränken; 

3. 25 vom Hundert in allen anderen Fällen. 


82. 

Von dem nach § 1 von der einzelnen Sparkaſſe zu haltenden Mindeſt⸗ 
beftand an mündelſicheren Schuldverſchreibungen auf den Inhaber müffen drei 
Fünftel in Schuldverſchreibungen des Deutſchen Reichs oder Preußens angelegt 
werden. 

9. 35 

Sparkaſſen, welche den nach $$ 1 und 2 zu haltenden Beſtand an mündel⸗ 
ſicheren Schuldverſchreibungen auf den Inhaber nicht beſitzen, haben bis zur Er- 
reichung dieſes Beſitzſtandes alljährlich von dem Zuwachs ihres verzinslich an— 
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Ausgegeben zu Berlin den 6. Januar 1913. 
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80 a 


gelegten Vermögens einen Prozentſatz in mündelſicheren Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber und zwar in dem im § 2 vorgeſehenen Anteilsverhältnis an⸗ 
zulegen, der den Prozentſatz des von ihnen in mündelſicheren Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber zu haltenden Beſitzſtandes um 5 vom Hundert überſteigt. 

Verſtärkt eine Sparkaſſe in einem Jahre über dieſe Grenze hinaus ihren 
Beſitzſtand an mündelſicheren Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, insbeſondere 
an Schuldverſchreibungen des Reichs oder Preußens, fo kann fie den Mehr⸗ 
betrag auf die in dieſen Schuldverſchreibungen künftig anzulegenden Beträge in 
Anrechnung bringen. 

9. 

Der Oberpräſident kann unter beſonderen Verhältniſſen ausnahmsweiſe 
Sparkaſſen Erleichterungen von den Auflagen dieſes Geſetzes nachlaſſen, wenn 
dies ohne weſentliche Beeinträchtigung ihrer Liquidität geſchehen kann. 


— 


9. 


Den Schuldverſchreibungen des Reichs oder Preußens ſtehen im Sinne 
dieſes Geſetzes die im Reichsſchuldbuch oder im preußiſchen Staatsſchuldbuch ein- 
getragenen Forderungen gleich. 

§ 6. 

Die öffentlichen Sparkaſſen können den durch dies Geſetz vorgeſchriebenen 
Beſitzſtand an mündelſicheren Schuldverſchreibungen auf den Inhaber ſoweit ver⸗ 
äußern, als dies zur Rückzahlung von Einlagen unbedingt notwendig iſt. Sobald 
wieder zinsbar anzulegende Beſtände vorhanden ſind, iſt zunächſt der bisherige 
Beſitzſtand bis zur Höhe der nach dieſem Geſetze zu haltenden Mindeſtgrenze 
wiederherzuſtellen; der Oberpräſident kann widerruflich eine Erleichterung von 
dieſer Verpflichtung nachlaſſen. 
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Sparkaſſen, welche von ihrem verzinslich angelegten Vermögen Mindeſt⸗ 
beträge unter 25 vom Hundert, aber nicht unter 20 vom Hundert in mündel⸗ 
ſicheren Schuldverſchreibungen auf den Inhaber anzulegen haben, können von 
ihren bei der Rechnungslegung ſich ergebenden Jahresüberſchüſſen zu öffentlichen, 
dem gemeinen Nutzen dienenden Zwecken des Garantieverbandes verwenden: 

a) ein Viertel, wenn der Sicherheitsfonds 2 vom Hundert oder mehr, 

aber noch nicht 5 vom Hundert der Spareinlagen beträgt; 

p) die Hälfte, wenn der Sicherheitsfonds 5 vom Hundert oder mehr, aber 

noch nicht 8 vom Hundert der Spareinlagen beträgt; 

c) die geſamten Jahresüberſchüſſe, wenn der Sicherheitsfonds 8 vom Hundert 

oder mehr der Spareinlagen beträgt. 

Sparkaſſen, welche mindeſtens 25 vom Hundert ihres verzinslich angelegten 
Vermögens in mündelſicheren Schuldverſchreibungen auf den Inhaber anzulegen 
haben, können von ihren bei der Rechnungslegung ſich ergebenden Überſchüſſen zu 
öffentlichen, dem gemeinen Nutzen dienenden Zwecken des Garantieverbandes verwenden: 


„ 


a) die Hälfte wenn der Sicherheitsfonds der Sparkaſſe 2 vom Hundert 

oder mehr, aber noch nicht 5 vom Hundert der Spareinlagen beträgt; 

b) drei Viertel, wenn der Sicherheitsfonds 5 vom Hundert oder mehr, 

aber noch nicht 8 vom Hundert der Spareinlagen beträgt; 

e) die geſamten Jahresüberſchüſſe, wenn der Sicherheitsfondg 8 vom 

Hundert oder mehr der Spareinlagen beträgt. 

Im übrigen verbleibt es hinſichtlich der Verwendung der Sparkaſſenüber⸗ 
ſchüſſe bei den beſtehenden Beſtimmungen und zwar auch für die vorbezeichneten 
Sparkaſſen, wenn deren Satzungen für die Garantieverbände günſtigere Vor⸗ 
ſchriften enthalten. 

Die Verwendung der Jahresüberſchüſſe bedarf der Genehmigung der Auf- 
ſichtsbehörde nur, wenn die Überſchüſſe zur Deckung von auf geſetzlicher Ver⸗ 
pflichtung beruhenden Ausgaben des Garantieverbandes verwendet werden ſollen. 


§8. 

An Stelle des Oberpräſidenten tritt für die Hohenzollernſchen Lande der 
Miniſter des Innern. 

Dies Geſetz tritt am 1. Januar 1913 in Kraft. 

Der Minifter des Innern iſt mit feiner Ausführung beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 23. Dezember 1912. 


(JI. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Delbrück. Beſeler. 
v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. v. Heeringen. 
Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. Lentze. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind 
bekannt gemacht: 5 
1. der Allerhöchſte Erlaß vom 28. Oktober 1912, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Beuthen (Oberſchleſien) für 
die Anlage einer Kleinbahn von Beuthen nach Miechowitz mit Ab⸗ 
zweigungen nach dem Dombrowawald und nach den Friedhöfen, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung in Oppeln Nr. 47 S. 449, aus⸗ 
gegeben am 22. November 1912; 


a 


der Allerhöchſte Erlaß vom 30. Oktober 1912, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadt Oberhauſen für die Erweiterung des 
ſtädtiſchen Weſtfriedhofs, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in 
Düſſeldorf Nr. 49 S. 545, ausgegeben am 7. Dezember 1912; 

3. das am 4. November 1912 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Wil⸗ 
kowyaer Drainagegenoſſenſchaft in Wilkowya im Kreiſe Jarotſchin durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung in Poſen Nr. 49 S. 607, aus⸗ 
gegeben am 3. Dezember 1912; 

4. das am 4. November 1912 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft Neunhuben in Neunhuben im Kreiſe Stuhm 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Marienwerder Nr. 50 
S. 562, ausgegeben am 12. Dezember 1912; 

5. der Allerhöchſte Erlaß vom 7. November 1912, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Reichs-(Militär⸗) Fiskus für die Schaffung 
von Pionierübungsplätzen bei Graudenz und bei Trier, durch die Amts⸗ 
blätter n 

der Königl. Regierung in Marienwerder Nr. 48 S. 544, ausgegeben 
am 28. November 1912, und 

der Königl. Regierung in Trier Nr. 49 S. 353, ausgegeben am 
7. Dezember 1912; 

6. der Allerhöchſte Erlaß vom 8. November 1912, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Kreis Rybnik für den Bau einer Chauſſee 
von der Kreischauſſee Rybnik-Belk bei dem Dorfe Stanowitz über Sczeyko⸗ 
witz bis zur Provinzialchauſſee Ratibor-Pleß bei Sohrau, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung in Oppeln Nr. 48 S. 457, ausgegeben am 
29. November 1912, 

7. der Allerhöchſte Erlaß vom 17. November 1912, betreffend die Verleihung 

P des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Saarbrücken für den Neubau 
von Kaſernen und Artilleriedepotbauten, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung in Trier Nr. 49 S. 353, ausgegeben am 7. Dezember 1912; 

8. das am 25. November 1912 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Geſeßer 

Entwäſſerungsgenoſſenſchaft in Geſeß im Kreiſe Neiffe durch das Amts: 
blatt der Königl. Regierung in Oppeln Nr. 51 S. 491, ausgegeben am 

„20. Dezember 1912. 


e 
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